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des Bundesministers für Finanzen auf die Au­
frage der Abg. Appel u. G. (218jA. B. zu 
237/J); 

des Bundeskanzlers auf die Anfrage der Abg. 
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frage der Abg. Horn u. G. (224jA. B. zu 
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des Bundesministers für Inneres auf die An­
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zu 245jJ). 

Beginn der Sitzung: 11 Uhr 10 Minuten. 

Präsident Kunschak: 
eröffnet. 

Die .sitzung ist deutsohen Besetzung Österreiohs verloren und 
später nicht wiedererlangt haben (2. Rück­
stellungsanspruchsgesetz) (343 d. B.); Der die Funktionen des Bundespräsidenten 

ausübende Herr Bundeskanzler hat über An­
trag der Bundesregierung vom 2. Mai 1951 
den Nationalrat für den 7. Mai 1951 zur 
Frühjahrstagung 1951 der VI. Gesetzgebungs­
periode einberufen. Auf Grund dieser Ent­
schließung habe ich die Sitzung für den heutigen 
Tag anberaumt. 

Das stenographische Protokoll der 
51. Sitzung vom 4. April ist in der Kanzlei auf­
gelegen, unbeanständet geblieben und daher 
genehmigt. 

Krank gemeldet haben sich die Abge­
ordneten Reiter, Wendl und Dr. Stüber. 

Entschuldigt sind die Abgeordneten 
Dr. Bock, Eichinger, Dr. J osef Fink, Franz, 
Grubhofer, Grete Rehor, Haunschmidt, Aigner, 
Eibegger und Dr. Koref. 

Die eingelangten An t r ä ge 62 und 63 
wurden den zuständigen Ausschüssen zu­
gewiesen. 

Die schriftliche Beantwortung der An­
fragen 170, 199, 201, 202, 211, 225, 227, 235, 
237, 244, 245 und 248 wurde den anfragenden 
Mitgliedern des Hauses übermittelt. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abg. 
Weikhart, um die Verlesung des Einlaufes. 

Schriftführer Weikhart: Von der Bundes­
regierung sind folgende Vor lagen eingelangt 
(liest): 

Bundesgesetz,· betreffend die Abänderung 
einer Wertgrenze in der Konkurs- und in der 
Ausgleichsordnung (342 d. H.); 

Einspruch des Bundesrates gegen den Ge­
setzesbeschluß des Nationalrates über die Über­
tragung der Ansprüche auf Rückstellung von 
Vermögen einiger juristischer Personen, die 
ihre Rechtspersönlichkeit während der 

Bundesgesetz, betreffend Änderungen des 
Lastverteilungsgesetzes (Lastverteilungs-N 0-

velle 1951) (344 d. B.); 
Bundesgesetz, womit das Außenhandels-

verkehrsgesetz 1951 abgeändert wird 
(346 d. B.); 

Bundesgesetz über die Abänderung des 
Bundesgesetzes vom 24. Juli 1946, BGBL 
Nr. 161, über prozeß- und exekutionsrechtliche 
Sonderbestimmungen für schutzWÜfdige Unter­
nehmungen (347 d. H.); 

Bundesgesetz, betreffend Erlassung von 
Mindestlohntarifen (348 d. B.); 

Bundesgesetz über die Tilgung von Ver­
urteilungen (Tilgungsgesetz 1951) (349 d. B.). 

Vom Strafbezirksgerioht Wien ist ein Aus­
lieferungsbegehren gegen das Mitglied des 
Nationalrates Dr. Alfred Maletaeingelangt. 

E8 werden zugewiesen: 
343 dem Finanz- und Budgetatisschuß; 
346 und 347 dem Handelsausschuß ; . 
342 und 349 dem Justizausschuß ; _ 
348 dem Ausschuß für soziale Verwaltung; 
344 dem Verkehrsausschuß; 
das Auslieferungsbegehren dem Immunitäts- . 

ausschuß. 

Der 1. Punkt der Tagesordnung ist der Be­
richt des Justizausschusses über die Re­
gierungsvorlage (340 d. B.): Bundesgesetz, 
womit das Bundesgesetz vom 2. Juli 1947, 
BGBL Nr. 193, über die Zulässigkeit der ge­
richtlichen Geltendmachung verjährter Rechte 
abgeändert wird (345 d. B.). 

Berichterstatter Mark: Hohes Haus! Wieder 
einmal legt Ihnen der Justizaussohuß eine Vor J 

lage vor, die das Gesetz über die Zulässigkeit 
der gerichtlich~n Geltendmachung verjährter 
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Rechte, das im Jahre 1947 beschlossen wurde, 
neuerlich verlängert. Es ist schon zum vierten­
oder fünftenmal, daß diese Verlängerung be­
schlossen werden muß. Das ist ein deutliches 
Zeichen dafür, daß wir in Österreich noch 
nicht einmal im kalten Krieg,- sondern prak­
tisch noch immer im heißen Krieg leben und 
noch immer nicht den Friedenszustand erreicht 
haben, den wir vor vier Jahren - als wir das 
Gesetz zum erstenmal beschlossen haben -
wohl als selbstverständlich in kurzer Zeit 
erwartet hatten. 

Es blieb uns daher immer wieder nichts 
anderes übrig, als die Geltungsdauer des Ge­
setzes zu verlängern. Wir können nichts 
anderes tun, als auch weiterhin allen Menschen, 
die durch die Kriegsereignisse und die Er­
eignisse im Zusammenhang mit der national­
sozialistischen _ Herrschaft nicht in der Lage 
waren, ihre Rechte geltend zu machen, die 
Möglichkeit zu geben, daß sie auch fernerhin, 
wenn sie aus der Kriegsgefangenschaft, 
Emigration oder sonst woher zurückkehren, 
ihre Rechte entsprechend in Anspruch nehmen 
können. Deshalb müssen wir die Geltungs­
dauer dieses Gesetzes immer wieder ver­
längern. 

Der Justizausschuß hat sich neuerlich mit 
der Vorlage eingehend beschäftigt und das 
Gesetz nach einer lebhaften Debatte ange­
nommen und beschlossen, dem Hohen Hause 
die Annahme zu empfehlen; Er ist dabei von 
dem unverwüstlichen österreichischen Opti­
mismus ausgegangen, daß es doch in abseh­
barer Zeit unnötig sein wird, eine neuerliche 

Verlängerung der Geltungsdauer des Gesetzes 
vorzunehmen, und hat sich daher entschlossen, 
an der Vorlage nur eine Änderung vorzu­
nehmen, nämlich die Geltungsdauer zu ver­
kürzen und das ursprünglich -mit 31. Dezember-
1952 terminisierte Gesetz nun mit 30. Juni 1952 
zu befristen. 

Wir können nur der Hoffnung Ausdruck 
geben, daß der Mann, der am 27. Mai vom 
österreichischen Volk an die Spitze dieses 
Staates gestellt werden wird, imstande sein 
wird, in diesem Jahre, das vor uns liegt, den 
Staatsvertrag für Österreich zu erringen und 
uns dadurch im nächsten Jahre die Notwendig­
keit zu ersparen, neuerlich eine Verlängerung 
zu beschließen. 

Der Justizausschuß stellt hiermit den An­
trag, der Nationalrat wolle dem vor­
liegenden Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung erteilen. 

Bei der Abstimmung wird der Gesetzentwurf 
in der Ausschußfassung in zweiter und dritter 
Lesung einstimmig zum Beschluß erhoben. 

Präsident: Die Tagesordnung der heutigen 
Sitzung ist erschöpft. 

Die n ä c h s t e Sitzung nehme ich für Mitt­
woch, den 30. Mai, um 11 Uhr vormittag in 
Aussicht. 

Ich bitte den Immunitätsausschuß, nach 
der Haussitzung, und den Handelsausschuß, 
um 3 Uhr nachmittag zur Sitzung zusammen­
zutreten. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

Schlu.6 der Sitzung: 11 Uhr 20 Minuten. 

Druck der österreichischen Staatsdruckerei. 3312 51 
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